
DIE SPITZE

Köche und ihr Brei
Roland Koch ist als abge-
wählter Landeschef von Hes-
sen im Moment nicht mehr
so gefragt wie früher. Aber
die »Wirtschaftswoche« war
jetzt so nett zu ihm, ihn zur
Lage der Wirtschaft zu befra-
gen, und bekam zur Antwort:
»Wir arbeiten im internatio-
nalen Vergleich zu wenig. Al-
les unter 40 Wochenstunden
war ein Fehler.« Und »die
Rente mit 67 Jahren ist uner-
lässlich.« Solche Sätze ge-
winnen durch Wiederholen
nicht an Strahlkraft, sondern
werden irgendwann schnar-
chig. Aber wahrscheinlich
war die Optik des abgewähl-
ten Chefkochs von Hessen
einfach nur durch die eigene
aktuelle Situation getrübt.
Apropos Politiker und ihr
Beispiel. Wird Berlins Fi-
nanzsenator Thilo Sarrazin
jetzt, wo die Metall-Tarifrun-
de bevorsteht, demonstrativ
seinen Senatorensessel ver-
lassen und seine Aussage
»Für fünf Euro würde ich je-
derzeit arbeiten gehen« in
die Tat umsetzen? Und sich
im Winter warm anziehen?
Getreu seinem Ausspruch:
»Wenn die Energiekosten so
hoch sind wie die Mieten,
werden sich die Menschen
überlegen, ob sie mit einem
dicken Pullover nicht auch
bei 15 oder 16 Grad Zimmer-
temperatur vernünftig leben
können.« Vielleicht finden
wir ja für beide Herren in der
Wirtschaft 40 Stunden-Jobs
für fünf Euro die Stunde, die
sie machen können, bis sie
67 sind. Nur Pullover stricken
– gegen die Kälte – würden
sie wahrscheinlich noch
schöner finden.

TARIFRUNDE

Inhalt

»Dieses Mal muss die Forderung
höher sein als im letzten Jahr«,
hat Helga Schwitzer angekündigt,
die im IG Metall-Vorstand für Tarif-
politik zuständig ist. »Unsere Mit-
glieder erwarten bei der anste-
henden Tarifrunde für die Metall-
und Elektroindustrie einen höhe-
ren Abschluss.«

Am 8. September diskutiert der IG
Metall-Vorstand, welche Forde-
rung er den regionalen Tarifkom-
missionen empfehlen will. Danach
beraten und beschließen die Mit-
glieder der Tarifkommissionen das
Forderungspaket.

Diese Tarifrunde hat einige Be-
sonderheiten:
3Die kräftig gestiegenen Verbrau-
cherpreise, vor allem für Benzin,
Haushaltsenergie und Lebensmit-
tel, reißen tiefe Löcher in die Geld-
beutel der Arbeitnehmer. Dafür er-
warten sie einen Ausgleich.
3Der Abstand zwischen Löhnen
und Gewinnen wurde in den letz-
ten Jahren immer größer. So sind

zum Beispiel die Nettogewinne
der 40 wichtigsten börsennotier-
ten Metallunternehmen zwischen
2004 und 2007 um gigantische
220 Prozent gestiegen, für die Be-
schäftigten gab es nur ein Plus von
zehn Prozent. »Es gibt eine große
Gerechtigkeitslücke«, sagt Helga
Schwitzer.
3Die Finanzmarktkrise, die Roh-
stoffpreise und der starke Euro
bergen Risiken, vor allem für die
Exportwirtschaft. Der private Kon-
sum, sagen viele Experten, muss
die Nachfrage beleben und damit
die Konjunktur stützen. Auch das
spricht für deutlich höhere Ein-
kommen.

Altersteilzeit: Wie weiter?
Nach den abgebrochenen Ver-
handlungen Ende Juni gab es bei
Redaktionsschluss immer noch
keine neuen Termine. Wenn die Ar-
beitgeber in nächster Zeit nicht
einlenken, wird der IG Metall-Vor-
stand Anfang September sein wei-
teres Vorgehen beraten.
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»Gerechtigkeitslücke«

Quelle: Statistisches Bundesamt und Prognose Bundesbank, Juni 2008

Zu- oder Abnahme gegenüber dem jeweiligen Vorjahr, in Prozent

Verbraucherpreise steigen kräftig
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Prognose:

Vor allem Kosten für Energie und Lebensmittel trieben die Verbrau-
cherpreise in den letzten Monaten steil nach oben. In diesem Jahr
wird mit einem Anstieg um drei Prozent gerechnet. Ausgaben, die ein
tiefes Loch in die Geldbeutel der Arbeitnehmer reißen.



N o k i a

direkt · Der Infodienst der IG Metall
Herausgeber: Berthold Huber, Detlef Wetzel, Bertin Eichler
IG Metall Vorstand, Wilhelm-Leuschner-Straße 79, 60329 Frankfurt am Main
Redaktionsleiterin: Susanne Rohmund (verantw. i. S. d. P.), Chefredakteurin: Susanne Rohmund
Redaktion: Fritz Arndt, Dirk Erb, Martina Helmerich, Sylvia Koppelberg, Fabienne Melzer,
Antonela Pelivan; Gestaltung: Gudrun Wichelhaus; Bildredaktion: Michael Schinke
Vertrieb: Reinhold Weißmann, Tel.: 069/66 93-22 24, Fax: 069/6693-25 38,
vertrieb@igmetall.de; Druck: apm AG, Darmstadt
Anzeigen: Patricia Schledz, Tel.: 06151/8127-0, Fax: 06151/809398, schledz@zweiplus.de
direkt im Internet: www.igmetall.de/direkt
Telefon der Redaktion: 069/6693-2633 · Fax: 069/6693-2000 · direkt@igmetall.de
Bezugspreis ist mit dem Mitgliedsbeitrag abgegolten.

I m p r e s s u m

T a r i f r u n d edirekt gefragt:

ausgaben. Sie sind im Vergleich zu
2007 um 0,4 Prozent geschrumpft,
während sie in anderen Industrie-
ländern – wie USA, Kanada, Groß-
britannien und Spanien – um 2,9
bis 4,7 Prozent anstiegen. Unter
Experten wird der Ruf nach einer
Stärkung der Inlandskonjunktur in
Deuschland laut.

Lohnkosten gesunken
Die Metallindustrie produziert
dieses Jahr nach Schätzung der IG
Metall-Wirtschaftsexperten insge-
samt sechs Prozent mehr als 2007.
Die Lohnkosten pro Stück sind
weiter gesunken: zwischen Januar
und Mai um 1,1 Prozent. Die Ge-
winne steigen »auf breiter Front«.

Löhne und Gehälter spielen bei
den Gesamtkosten eine immer ge-
ringere Rolle. 1991 lagen sie noch
bei 25,2 Prozent, im Jahr 2000 bei
19,2 Prozent, 2007 bei nur noch 16
und im ersten Halbjahr 2008 nur
noch bei 15,7 Prozent.

»Eine kräftige Anhebung des Entgelts ist dringend
erforderlich. Die Inflation nimmt zu, und insbesondere
die steigenden Energiepreise gehen den Leuten ans
Geld. Von Drohungen der Arbeitgeber, bei höheren
Löhnen ins Ausland zu gehen, sollten wir uns nicht
bange machen lassen. Außerdem stärken höhere Löh-
ne die Binnennachfrage. Die Betriebe in Deutschland
stehen doch gut da, besser als irgendwo in Europa.
Ohne eine kräftige Lohnerhöhung geht es in Deutsch-
land bergab.«
Klaus Lorenz, Betriebsratsvorsitzender bei Bosch in Bühl

»Unsere Kolleginnen und Kollegen wollen mehr
Geld und an den Gewinnen beteiligt werden. Wegen
unserer Era-Regelung werden ohnehin wieder zwei
Prozent abgezogen. Mehr als im letzten Jahr muss es
schon sein. Das erwarten auch unsere Kolleginnen
und Kollegen. Angesichts der hervorragenden Auf-
tragslage in beiden Betrieben ist das sicher gut zu ver-
kraften.«
Norbert Lewalter, Betriebsratsvorsitzender bei Buderus
Spezialguss und Buderus Guss, Wetzlar

»Unsere Kolleginnen und Kollegen erwarten von der
Tarifrunde einiges – auch wenn die Arbeitgeber jetzt
schon wieder versuchen, über die Medien auf die
Bremse zu treten. Sicherlich gibt es vereinzelt Anzei-
chen für einen Konjunkturrückgang, aber in der Me-
tall- und Elektroindustrie werden weiterhin hohe Ge-
winne erzielt. Jahrelang wurden Sonderschichten ge-
fahren und Supergewinne erzielt. Davon wollen unse-
re Leute auch etwas sehen. Wenn in anderen Bran-
chen mit 7,5 Prozent und mehr abgeschlossen wird,
warum sollten wir uns dann zurückhalten?«
Klaus Brandes, Betriebsratsmitglied und stellvertretender
VK-Leiter bei Wabco,Hannover

»Alles wird teurer, da erwarten unsere Kolleginnen
und Kollegen eine ordentliche Lohnsteigerung. Viele
Beschäftigte kommen aus dem Umland, da gehen
schon die steigenden Benzinpreise ganz schön ins
Geld. Deshalb lassen wir uns nicht mit einer Minier-
höhung abspeisen. Da haben unsere Leute auch mehr
verdient.«
Burkhard Nentwich, Betriebsratsmitglied bei der Aker
Werkt in Wismar

»Bei jedem Besuch an der Tankstelle oder im Su-
permarkt denken unsere Kolleginnen und Kollegen an
die Tarifrunde. Wir erwarten einen ordentlichen
Schluck aus der Pulle. Die Firma hat mit unserer Arbeit
hohe Gewinne erzielt, daran wollen auch wir jetzt be-
teiligt werden.«
Harald Mebus, VKL-Leiter und Betriebsrat bei Federal Mo-
gul in Burscheid.

In den Betrieben sind die Diskussionen um die For-
derungen der IG Metall für die anstehende Tarifrun-
de in vollem Gang. direkt fragt:

Mit welchen Erwartungen gehen die
Beschäftigten in die Tarifrunde?

Die Experten sind sich uneinig, wie
sich die Konjunktur insgesamt ent-
wickelt. Die Metallindustrie steht
aber zurzeit nicht schlecht da.

»Die Stimmung kühlt sich zwar ab.
Von einer Rezession zu reden ist je-
doch fehl am Platze«, analysiert
der Deutsche Industrie- und Han-
delskammertag. Genauso schätzt
der Chef der Wirtschaftsweisen,
Professor Bert Rürup, die Lage ein.
Der Ölpreis sinkt inzwischen wie-
der und der Dollar wird stärker. Die
Chefvolkswirte von Allianz und
Dresdner Bank gehen davon aus,
dass die Wirtschaft schon im vier-
ten Quartal wieder Fahrt aufnimmt.

Nach Angaben des Statistischen
Bundesamts ist das Bruttoinlands-
produkt (das den Wert aller produ-
zierten Güter und Dienstleistungen
angibt) im zweiten Quartal gegen-
über dem ersten um 0,5 Prozent
gesunken. Eine der Hauptursachen
dafür seien sinkende Konsum-
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Keine Rezession in Sicht

Quelle: IG Metall, Ressort Wirtschaft, Stand Juli 2008

Um soviel Prozent ist die Produktion in der Metallindustrie
seit 2003 gewachsen:

Metallindustrie weiter auf Wachstumskurs
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Prognose:

Die Konjunktur schwächelt, die Metallindustrie dagegen nicht. Die
Wirtschaftsexperten der IG Metall gehen davon aus, dass die Bran-
che auch im kommenden Jahr weiter wachsen wird.
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T a r i f k o n k u r r e n z

I n g e n i e u r e

Das Engineering-Netz der IG Me-
tall bietet Hintergrundinformatio-
nen, Materialien und praktische
Hilfen für aktive Technikexperten
in der IG Metall. Das Netzwerk
richtet sich an alle, die der Mei-
nung sind, dass die IG Metall unter
Ingenieurinnen und Ingenieuren
sowie technischen Experten und
Expertinnen stärker vertreten sein
sollte. Sie können auf der Internet-
Seite des Netzwerks Kontakte
knüpfen, Termine ankündigen,
Fragen stellen und beantworten.
Interessierte können sich an Van-
essa Barth wenden:
Vanessa.Barth@igmetall.de.
3www.engineering-igmetall.de

3

Angesichts streikender Lokführer,
Flugbegleiter oder Piloten rufen
Arbeitgeber neuerdings nach dem
Staat. Er soll etwa das Streikrecht
einschränken. Dabei können sie
mit kleinen Organisationen gut le-
ben, solange sie die Tarife der
DGB-Gewerkschaften unterbieten.

Für das arbeitgebernahe Institut
der Deutschen Wirtschaft (IW) war
Anfang August das Maß voll. Nach-
dem bei der Lufthansa kurz hinter-
einander Bodenpersonal und Pilo-
ten streikten, forderte das IW die
Politik auf, »dem bedrohlichen
Gewerkschaftswettbewerb Einhalt
zu gebieten«. Auch Lufthansa-
Chef Mayrhuber machten die Aus-
einandersetzungen offenbar zum
Freund staatlicher Eingriffe. Dabei
messen die Unternehmen jedoch
mit zweierlei Maß. Probleme ha-
ben sie mit dem »Gewerkschafts-
wettbewerb« nur, wenn es sich um
Berufsorganisationen handelt, die
Lohnerhöhungen im zweistelligen
Prozentbereich fordern.

Keine Bauchschmerzen bereiten
ihnen dagegen Organisationen
wie die sogenannten christlichen
Gewerkschaften, die Standards
der DGB-Gewerkschaften unter-
bieten. Interessant findet Heiner
Dribbusch vom Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Institut
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung,

3Das Extranet
bietet einen tägli-
chen Infodienst.
Dieser Dienst der
IG Metall weist auf
Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel
und enthält außer-
dem einen Service-
tipp sowie eine
Grafik.

3Reinhard Bispinck,
Heiner Dribbusch:
»Tarifkonkurrenz der
Gewerkschaften zwi-
schen Über- und
Unterbietung.« In:
Sozialer Fortschritt,
Heft 6, Juni 2008,
Seite 153-163.
www.boeckler.de

E x t r a n e t

Im September beginnen viele jun-
ge Menschen eine Ausbildung im
Betrieb. Deshalb hat die IG Metall
den September zum Jugendwerbe-
monat ernannt. Junge Menschen
kann man am besten über den Be-
trieb für die IG Metall gewinnen.
Hier werden die Erfolge der Ge-
werkschaft zuerst sichtbar. Die IG
Metall hilft und unterstützt sie bei
ihrer Ausbildung und Arbeit.

Dabei eignen sich besonders Ta-
rifrunden und die Wahl der Jugend-
und Auszubildendenvertretung,
um junge Menschen für eine Mit-

gliedschaft zu gewinnen. Neben
Begrüßungs- und Auslernrunden
gibt es noch andere Möglichkei-
ten, junge Menschen anzuspre-
chen. Im Extranet finden Jugend-
vertreter, Betriebsräte und Ver-
trauensleute Informationen und
Aktionsbeispiele, mit denen sie
junge Menschen während der Aus-
bildung begleiten können. Außer-
dem gibt es hier eine Reihe Mate-
rialien, wie Flyer, Broschüren oder
Arbeitspläne, die sie bei der Wer-
bung der Jugendlichen nutzen
können.

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

dass diese Verbände bei den Ar-
beitgebern nicht einmal um einen
Abschluss betteln müssen. »Oft
suchen interessierte Unternehmen
gezielt die Zusammenarbeit.« Mit-
glieder, so Dribbusch, brauchen
diese Verbände gar nicht.

Dribbusch hat gemeinsam mit
Reinhard Bispinck, ebenfalls WSI,
die Konkurrenz in der Gewerk-
schaftslandschaft untersucht. Die
Forscher unterscheiden dabei zwi-
schen Über- und Unterbietern. Im
Gegensatz zu den Unterbietern
werde durch die Überbieter das
Aufweichen von Tarifstandards
eher erschwert. Mit ihren tarifpoli-
tischen Alleingängen kündigten
sie jedoch die Solidarität gegen-
über der Gesamtbelegschaft.

Nur wenige Überbieter
Zwar beherrschen Überbieter wie
Cockpit, die Gewerkschaft der Lok-
führer (GDL) oder Marburger Bund
die Schlagzeilen. Doch ihre Zahl
ist sehr klein. Die Forscher rech-
nen nicht damit, dass solche Be-
rufsorganisationen wie Pilze aus
dem Boden schießen. Denn in den
Kreis der Überbieter aufzusteigen,
ist gar nicht leicht. Das gelingt nur
Verbänden mit hohem Organisati-
onsgrad und einer sehr homoge-
nen Berufsgruppe, die an zentra-
len Schaltstellen sitzt. »Da haben
wir mit den Ärzten, Piloten, Flug-

begleitern und der Flugsicherung
fast alle, die zur Überbietung in
der Lage sind«, sagt Dribbusch.
Ihn wundert es nicht, dass Arbeit-
geber wegen dieser Gruppen
staatliche Eingriffe fordern. Bei so
öffentlichkeitswirksamen Berei-
chen wie Krankenhäusern oder
dem Zugverkehr finde man auch
bei der Bevölkerung Zustimmung.
»Vordergründig greifen die Arbeit-
geber damit zwar keine DGB-Ge-
werkschaft an. Wenn sie das
Streikrecht einschränken wollen,
treffen sie sie aber auch.«

Jugendliche im Betrieb gewinnenNetzwerk für Aktive

Arbeitgeber messen mit zweierlei Maß

Quelle: WSI-Tarifarchiv, Angaben der Gewerkschaften, www.oeckl-online.de

Die ungeliebte Konkurrenz

Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands:

Berufsverbände:

Im Wesentlichen politisch aktiv:

Christliche Gewerkschaft Metall (CGM) – 94 000 Mitglieder
DHV – Die Berufsgewerkschaft – 80 000 Mitglieder
Gewerkschaft öffentlicher Dienst und Dienstleistungen (GÖD)
– 51 000 Mitglieder

Marburger Bund – 108 000 Mitglieder

Unabhängige Flugbegleiter-Organisation (Ufo) – 8700 Mitglieder
Vereinigung Cockpit – 8200 Mitglieder
Gewerkschaft der Flugsicherung – 2700 Mitglieder

Deutscher Journalistenverband (DJV) – 40 000 Mitglieder
Verband medizinischer Fachberufe (VMF) – 28 000 Mitglieder



B e r t i n E i c h l e r
Hauptkassierer der IG Metall

? direkt: Die IG Metall investiert in
einen Neubau. Warum ist für sie
Bildung wichtig?
3Bertin Eichler: Die Bildungsfra-
ge, besonders der Zugang zu Bil-
dung, ist eine der zentralen Fragen
von Gerechtigkeit und Zukunfts-
chancen für unsere Mitglieder und
die Gesellschaft insgesamt. Des-
halb fühlen wir uns besonders ver-
pflichtet, unseren Mitgliedern Bil-
dungsangebote zu machen. Bei
immer komplexeren Anforderun-
gen an unsere Interessenvertre-
tungen kommt dem Bildungsange-
bot eine wichtige Bedeutung zu.

? direkt: Was will die IG Metall mit
ihrem Bildungsangebot erreichen?
3Eichler: Mit unserer Bildungsar-
beit wollen wir die Identifikation
und Stärkung der Gewerkschafts-
bewegung fördern. Wir wollen
kompetente und mutige Interes-
senvertreter ausbilden, die den
Anforderungen der Zukunft ge-
wachsen sind. Es geht im Kern da-
rum, unsere tarif- und betriebspo-
litischen Kompetenzen zu stärken.
Denn darum werden die entschei-
denden Konflikte ausgetragen, die
auch von den Mitgliedern beson-
ders wahrgenommen werden.

? direkt: Wie sieht es mit der Aus-
lastung der Bildungsstätten aus?
3Eichler: Die Auslastung ist ver-
besserungswürdig. Als Finanzier
betrachte ich unsere Bildungsaus-
gaben als Investition in unsere
Mitglieder. Wir haben das aktuelle
Budget für 2009 entsprechend der
positiven Einschätzung der Bei-
tragseinnahmen nach oben ange-
passt. Entscheidend ist aber, dass
auch mehr Betriebsräte, Vertrau-
ensleute, Jugend- und Auszubil-
dendenvertreter an den Semina-
ren teilnehmen.

? direkt: Was für Angebote will die
IG Metall noch machen?
3Eichler: Was den Standard der
Häuser angeht, aber vor allem be-
züglich der Qualität der Seminare,
können wir selbstbewusst auftre-
ten. Wir wollen mehr Bildung nach
Maß anbieten und die Kultur- und
Freizeitaktivitäten verbessern.

3 Im Gespräch
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B i l d u n g s s t ä t t e S p r o c k h ö v e l

3Mehr zur Bildungs-
stätte Sprockhövel,
ihrem Bildungsan-

gebot, freien Semi-
narplätzen, Freizeit-
angeboten und dem

Selbstverständnis
der Schule gibt es im

extranet.
www.extranet.

igmetall.de
RIG Metall
RAdressen

RBildungsstätten

3Weitere Infos gibt
es beim Deutschen

Gewerkschaftsbund
(DGB):

www.dgb.de

eher nach außen abschotten. Des-
halb bietet sie viel Fläche wie sehr
breite Flure. Der Neubau soll sich
dagegen nach außen öffnen, mit
Blick auf die Landschaft.

Zwar wird das neue Haus klei-
ner, dafür aber flexibler. Denn Wei-
terbildung hat sich in den letzten
Jahren verändert. »Wir brauchen
mehr maßgeschneiderte Semina-
re«, sagt Janitz. »Wenn ein Arbeit-
geber Tarifflucht begeht, brauchen
unsere Kollegen sofort eine Bera-
tung. Das Standardseminar im
nächsten Quartal hilft ihnen da
nicht.« Ihnen will das neue Haus
maßgeschneiderte Angebote ma-
chen. Im Neubau können Räume
mit Trennwänden vergrößert oder
verkleinert werden. So lassen sich
kurzfristige Seminare leichter da-
zwischen schieben.

Wissen stärker verknüpfen
Auch bei den Inhalten will sich die
Bildungsstätte verändern. Zwar
wird sie weiter alle Themen anbie-
ten, allerdings sollen sie stärker
miteinander verknüpft werden.
»Ein Beispiel: Wenn es im Betrieb
Probleme um den Tarifvertrag gibt,
müssen wir da sowohl tarif- als
auch betriebspolitisch rangehen.«

Die Bildungsstätte Sprockhövel
bekommt einen Neubau. Für ihren
Schulleiter Fritz Janitz soll es nicht
nur ein Neuanfang in Stein und Ze-
ment werden.
Die Entscheidung fiel vor gut einem
Jahr. Der Neubau soll im kommen-
den Frühjahr starten. Bis zum Um-
zug im Herbst 2010 laufen die Se-
minare im alten Gebäude weiter.

Für den Neubau sprach der
hohe Energieverbrauch und der
Sanierungsbedarf des Altbaus.
»Sprockhövel wurde in einer Zeit
gebaut, in der Energie noch nichts
kostete«, sagt Janitz. Die neue Bil-
dungsstätte wird 85 Prozent weni-
ger Energie verbrauchen. Geplant
ist ein Niedrigenergiehaus, das
mit Erdwärme versorgt wird. Zwar
hätte sich der Energieverbrauch
auch im alten Haus herunter-
schrauben lassen, erklärt Franz Ju-
lius Partes, Geschäftsführer der IG
Metall-eigenen Immobiliengesell-
schaft IGEMET. »Aber das hätte
deutlich mehr gekostet.«

Die Hälfte der Energie wird al-
lein durch die kleinere Gebäude-
fläche gespart. »Die alte Bildungs-
stätte war eher nach innen gerich-
tet«, sagt Partes. Dahinter steckte
die Idee, dass sich ihre Besucher

Neubau wird kleiner, aber flexibler

M i n d e s t l o h n

Nach langen Querelen hat die
Bundesregierung Entwürfe für
Mindestlohngesetze verabschie-
det. Sie öffnen Dumpinglöhnen
Tür und Tor. Die Entwürfe sind weit
davon entfernt, Arbeitnehmern
Existenz sichernde Löhne zu ga-
rantieren. Im Gegenteil: Minilöhne
sogenannter Christlicher oder an-
derer Pseudogewerkschaften wür-
den nach dem »Mindestarbeitsbe-
dingungengesetz« praktisch Be-
standsschutz erhalten.

Druck auf die Löhne
»Ein nicht ausreichender Kompro-
miss mit großen Pferdefüßen» hat
Claus Matecki vom DGB-Bundes-
vorstand den Entwurf kritisiert.
Auch das neugefasste Entsende-
gesetz würde den Druck auf die
Löhne weiter verschärfen. Denn

sobald für zwei oder mehr Tarifver-
träge die Allgemeinverbindlichkeit
beantragt wird, soll der Verord-
nungsgeber die widerstreitenden
Interessen »zu einem schonen-
den« Ausgleich bringen. Matecki:
»In der Praxis dürfte das allerdings
darauf hinauslaufen, dass eine
Entscheidung zu Gunsten geringe-
rer Entgelte getroffen wird, die Mi-
nigewerkschaften und ihre ver-
tragsschließenden Arbeitgeber
beantragt haben.«

Der DGB hat die SPD-Bundes-
tagsfraktion sowie die Sozialaus-
schüsse in der Union (CDA) aufge-
fordert, die Gesetzesentwürfe im
Bundestag nachzubessern und
»akzeptabel zu gestalten«. DGB
und IG Metall drängen auf einen
gesetzlichen Mindestlohn von 7,50
Euro pro Stunde.

Schwarz-roter Kompromiss reicht nicht
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B e r u f s u n f ä h i g k e i t

Seit der Gesetzgeber vor einigen
Jahren den Berufsschutz abge-
schafft hat, droht vielen Men-
schen bei Berufsunfähigkeit der
finanzielle Absturz. Mit einer pri-
vaten Versicherung lässt sich das
Risiko abmildern.

Etwa ein Fünftel aller Beschäftig-
ten kann bereits vor Beginn des
Rentenalters seinen Beruf nicht
mehr ausüben. Für viele bedeutet
das oft den finanziellen Abstieg.
Denn die gesetzliche Rente
springt bei den meisten Men-
schen nicht mehr ein, wenn sie
nach einer schweren Erkrankung
oder einem Unfall ihren Beruf
nicht mehr ausüben können.

Für alle, die nach dem 1. Januar
1961 geboren wurden, gilt: Sie
können nach einem Unfall oder ei-
ner Erkrankung auf jede andere
Tätigkeit verwiesen werden. Dabei
müssen sie unter Umständen auch
ein geringeres Einkommen in Kauf
nehmen. Anspruch auf eine volle
Erwerbsminderungsrente haben
sie nur, wenn sie weniger als drei
Stunden am Tag arbeiten können.
Doch auch dann muss der Betrof-
fene mit finanziellen Einbußen
rechnen. So bliebe bei einem mo-
natlichen Bruttoeinkommen von
2500 Euro bei voller Erwerbsun-
fähigkeit eine Rente von 790 Euro.

Die IG Metall hat bei der Europäi-
schen Kommission in Brüssel ge-
gen die geplante Abschaffung der
Gruppenfreistellungsverordnung
(GVO) protestiert. Sie schützt
kleine und mittlere Kfz-Betriebe.
Für die IG Metall ist klar, dass die
von der EU-Kommission geplante
Liberalisierung des Wettbewerbs
sowohl Arbeits- als auch Ausbil-
dungsplätze gefährden würde.

EU gegen Wettbewerb
Und zwar vorwiegend in den klei-
nen und mittleren Betrieben. Da-
mit steht sie im Widerspruch zum
EG-Vertrag und der europaweiten
mittelstandspolitischen Offensive.
Derzeit schützt die GVO die Kfz-Be-

Wer sich davor schützen will,
kann eine Berufsunfähigkeitsver-
sicherung abschließen. Doch da-
bei gilt es, einiges zu beachten. So
hängen die Beiträge meist vom
Alter ab. Je früher eine Berufs-
unfähigkeitsversicherung abge-
schlossen wird, desto niedriger
sind sie. Auch der Beruf kann eine
Rolle spielen. Denn das Risiko ist
bei manchen größer. Außerdem
sollten Arbeitnehmer darauf ach-
ten, dass die Laufzeit nicht zu früh
endet und die Rentenzahlung nicht
zu mickrig ausfällt. Wer im Versi-
cherungsfall keine böse Überra-
schung erleben will, sollte keinen
Leistungsausschluss für bestimm-
te Krankheiten akzeptieren.

Jede Erkrankung angeben
Die meisten Versicherungen wol-
len vor einem Abschluss den Ge-
sundheitszustand ihrer Kunden
kennen. Eine eine nicht angegebe-
ne Erkrankung kann zum Verlust
des Versicherungsschutzes füh-
ren. Je länger der Zeitraum ist, der
abgefragt wird, desto schwieriger
wird es, alle Erkrankungen korrekt
anzugeben. Einige Versicherun-
gen fragen nur nach Erkrankungen
der letzten fünf oder zehn Jahre.
Sie sind daher vorzuziehen.

Eine Berufsunfähigkeitsversi-
cherung bietet auch das gemein-

3Zur Berufsunfähig-
keitsversicherung
bietet Metallrente
ein Beratungskon-
zept an, das von
Ortsvorständen, Be-
triebsräten oder
Delegiertenver-
sammlungen genutzt
werden kann. Inte-
ressenten können
sich wenden an:
p.diener
@metallrente.de

3Zurzeit verhandelt
die IG Metall für die
Holz- und Kunst-
stoffindustrie in
Niedersachsen und
Westfalen einen neu-
en Tarifvertrag. Auch
hier will sie einen
Tarifvertrag zur Al-
tersvorsorge nach
dem Muster aus dem
Norden abschließen.

Quelle: DRV, »Rentenversicherung in Zahlen 2007«, Frührentenzugang 2006

Ursachen für Erwerbsminderung,
Anteil der Erkrankungen in Prozent

Oft macht die Psyche schlapp
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Eine schwere Erkrankung kann auch finanziell für Arbeit-
nehmer bedrohlich werden. Denn bei Berufsunfähigkeit
springt die gesetzliche Rente meist nicht mehr ein.

Ohne Zusatzschutz droht der finanzielle Abstieg
same Versorgungswerk von IG Me-
tall und Gesamtmetall »Metallren-
te« an. Hier kann sich jeder privat
gegen das Risiko, berufsunfähig
zu werden, versichern. Auch Azu-
bis können das. Außerdem bietet
»Metallrente« auch die Möglich-
keit an, sich über eine Betriebs-
rente gegen Berufsunfähigkeit ab-
zusichern. Über die Angebot der
Metallrente können sich Interes-
sierte im Internet informieren:
3www.metallrente.de/

metallrente.bu

K f z - H a n d w e r k

EU will Schutz für Händler abschaffen

H o l z

Geld fürs Alter
triebe vor den mächtigen Herstel-
lern – beispielsweise bei unge-
rechtfertigten Vertragskündigun-
gen. Bisher müssen die Hersteller
dafür Begründungen liefern und
Fristen beachten. Außerdem sind
die Autohäuser berechtigt, ihre
Zulassung als Werkshändler ohne
Zustimmung der Hersteller an an-
dere Werkstätten zu veräußern.

Doch genau das will die EU-
Kommission den Werkstätten und
Autohäusern in Zukunft untersa-
gen. »Damit schaltet die EU, die öf-
fentlich stets für Wettbewerb ein-
tritt, den Wettbewerb aus«, klagt
Wolfgang Rhode, Mitglied des ge-
schäftsführenden IG Metall-Vor-
standes.

Die IG Metall hat für die Beschäf-
tigten der Holz verarbeitenden In-
dustrie (HVI) in Hamburg und
Schleswig-Holstein einen Tarifver-
trag zur Altersvorsorge abge-
schlossen. Er wurde gemeinsam
mit dem Manteltarifvertrag und
dem Weihnachtsgeld verhandelt.
Nach dem Vertrag zu Altersvorsor-
ge erhält jeder Arbeitnehmer von
seinem Arbeitgeber einen Grund-
betrag von etwa 380 Euro. Das Be-
sondere: Der Arbeitgeber muss
auf jeden Beschäftigten zugehen
und ihm die Altersvorsorge anbie-
ten. Außerdem wächst der Grund-
betrag bei jeder Tariferhöhung
mit. Denn er errechnet sich aus
dem jeweils geltenden Ecklohn.
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In der Volkswirtschaftslehre wird
Inflation als »Aufblähen« des
Preisniveaus verstanden. Übliche
Messgröße für die Inflationsrate
ist der Verbraucherpreisindex.

Der Verbraucherpreisindex wird
anhand eines repräsentativen
Warenkorbs ermittelt.

Inflation ensteht durch:
3erhöhte Nachfrage oder
3erhöhte Produktionskosten.

Derzeit liegt die Inflationsrate
bei drei Prozent, im Vergleich zum
Vorjahr. Dadurch werden die Lohn-
erhöhungen der Arbeitnehmer
weitgehend aufgefressen.

Verantwortlich für den Preisauf-
trieb ist vor allem die Teuerung bei
Energie (+15 Prozent) und Nahrung
(+7,4 Prozent). Zwar werden Roh-
stoffe und Energie knapper. Die er-
höhte Nachfrage erklärt jedoch die
Teuerung nur zur Hälfte. Zusätzlich
sind die Preise durch Spekulation
aufgeblasen. Finanzanleger haben
in Erwartung steigender Preise
kräftig an Energie- und Rohstoff-
märkten investiert.

Der Anstieg der Inflation hat die
Wirtschaftsinstitute überrascht,
die vor einem Jahr noch eine deut-
lich niedrigere Inflation unter zwei
Prozent vorhergesagt hatten.

Für das nächste Jahr erwartet
die Bundesbank eine niedrigere
Inflationsrate von etwa 2,2 Pro-
zent. Die IG Metall rechnet mit ei-
nem Plus von 2,5 Prozent.

Löhne als Preistreiber?
Die Arbeitnehmer benötigten
höhere Einkommen zum Ausgleich
der Preissteigerungen. Zumal
mehr Kaufkraft und Konsum auch
wichtig für das bislang allein durch
den Export getragene Wirtschafts-
wachstum wären. Denn das Ex-
portwachstum wird sich in abseh-
barer Zeit abschwächen.

Die Europäische Zentralbank
(EZB) jedoch warnt vor Lohner-
höhungen, da diese die Produk-
tionskosten und damit die Inflati-
on noch weiter anheizen würden.
Bescheidenheit für Arbeitnehmer
sei angesagt, um die »Lohn-Preis-
Spirale« zu verhindern.

Zusätzlich versucht die EZB die
Inflation durch höhere Zinsen und
damit knapperes Geld in den Griff
zu bekommen.

3Mehr zur aktuellen
Inflationsdebatte im

DGB-Einblick
13/2008

www.einblick.dgb.de

3Hintergründe im
Wipo-Schnelldienst

8/2008:
www.dgb.de
RSuchwort

›Inflation‹
RWipo-Schnelldienst
8/2008: Inflation und

Warenkorb

Was ist eigentlich eine ...

Beides ist falsch. Darin sind sich
Wirtschaftsinstitute und Gewerk-
schaften ausnahmsweise einig.
Um das rückläufige Wirtschafts-
wachstum anzukurbeln, sei mehr
Konsum nötig. Nicht hohe Löhne,
sondern die explodierenden Ener-
gie- und Rohstoffpreise sind an
der hohen Inflation schuld.

Auch die Zinserhöhungspolitik
der EZB ist kontraproduktiv für die
Wirtschaft, sagt sogar das eher
neoliberal orientierte Münchner
Ifo-Institut. Die amerikanische No-
tenbank FED senkt zurzeit sogar
die Zinsen, um die Wirtschaft vor
dem Hintergrund der Finanzmarkt-
krise zu stärken.

Auch die IG Metall warnt vor zu
hohen Zinsen. Dadurch verteuern
sich Investitionen, während Spa-
ren sich mehr lohnt. Zudem droht
der Euro dann wieder weiter zu
steigen. Das Ergebnis: Weniger Ex-
port und weniger Konsum.

Für die IG Metall ist Energiespa-
ren und Ressourceneffizienz die
einzige sinnvolle langfristige Re-
aktion auf die hohe Inflation. Auf
keinen Fall jedoch dürfen die Ar-
beitnehmer auf den höheren Ener-
giekosten sitzen bleiben. Sie brau-
chen deutlich mehr Geld.
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3Auch bei Witwen-
oder Witwerrenten
soll es Abschläge

geben, wenn die Ehe-
partner oder -partne-
rinnen sterben, bevor

sie 60 sind.
3 Insgesamt sind von
den Abschlägen nach
Angaben der Renten-

versicherung rund
926 000 Erwerbsmin-

derungsrenten
betroffen und etwa
700 000 Hinterblie-

benenrenten.

... Inflation?

S e m i n a r

Im IG Metall-Bezirk Bayern lernen
JAVis und junge Vertrauensleute
Projektmanagement bei der Um-
setzung realer Projekte. Die Ideen
entwickeln die Teilnehmer selbst:
Projekte zur Verbesserung der ge-
werkschaftlichen Arbeit vor Ort, im
Betrieb, in der Verwaltungsstelle.
Im Seminar lernen die Teilnehmer,
wie sie das Projekt konkret vor Ort
umsetzen. Projektmanagement
praxisnah – statt anhand abstrak-
ter Beispiele.

Das Seminar ist vom Bezirk Bay-
ern und dem Ressort Jugend ent-
wickelt worden. Die Kosten zahlt
die Bezirksleitung. Der erste Aus-
bildungsgang mit 21 Projekten lief
von April 2007 bis Juni 2008. Die
Verwaltungsstellen ziehen ein po-
sitives Fazit: Die örtliche Arbeit hat
deutlich profitiert. Mehr Infos:
3Samuel.Futuwi@igmetall.de

Projekte konkret
Abschläge in ihren Rentenbeschei-
den eingelegt. Jetzt müssen sie die
Kürzung wohl vorerst schlucken.

Vor zwei Jahren noch hatte ein
anderer BSG-Senat die Rentenkür-
zung als rechtswidrig eingestuft.
Die aktuelle gegenläufige Entschei-
dung fiel in vier Musterprozessen.
Darunter war auch einer, den der
DGB für ein Gewerkschaftsmitglied
geführt hatte (Aktenzeichen: B 5 R
140/07 R).

Die IG Metall hält es sozialpoli-
tisch für falsch, Frühinvaliden bei
den Abschlägen so zu behandeln
wie Versicherte, die vorzeitig in Al-
tersrente gehen. Denn Erwerbsge-
minderte haben keine Wahl zwi-
schen Rente und Weiterarbeit, da
sie krankheitsbedingt gezwungen
sind, vorzeitig in Ruhestand zu ge-
hen. Dieses Argument ließen die
BSG-Richter jedoch nicht gelten.

E r we r bsm i n d e r u n gs r e nte

Die IG Metall fordert die Politiker
in Berlin auf, die Abschläge auf In-
validenrenten wieder abzuschaf-
fen. Nachdem das Bundessozial-
gericht (BSG) die Abschläge für
zulässig erklärt hat, will die IG Me-
tall auf politischem Weg versu-
chen, die Rentenkürzung rückgän-
gig zu machen: im Rahmen ihrer
»Initiative neuer Generationenver-
trag«.

Am 14. August hatte der 5. BSG-
Senat entschieden, es sei rech-
tens, wenn Menschen, die schon
vor dem 60. Geburtstag eine Er-
werbsminderungsrente beziehen,
10,8 Prozent Abschläge hinneh-
men müssen.

Von diesem Richterspruch sind
hunderttausende Frühinvaliden
betroffen, darunter viele IG Metall-
Mitglieder. Über 100 000 von ih-
nen hatten Widerspruch gegen die

IG Metall fordert politische Korrektur



K ü n d i g u n g

Anhörung auch bei
Interessenausgleich
Der Betriebsrat muss vor jeder
Kündigung angehört werden. Das
gilt auch, wenn ein Interessenaus-
gleich mit Namensliste nach § 102
BetrVG vorliegt. Es ist zulässig und
auch sinnvoll, Interessenausgleich
und Anhörung zusammenzufas-
sen. So kann der Betriebsrat mit
dem Abschluss des Interessenaus-
gleichs auch zu den geplanten
Kündigungen Stellung nehmen.
Sollen Interessenausgleich und
Anhörung zusammengefasst wer-
den, muss dies bei Einleitung des
Verfahrens klargestellt werden.
LAG Rheinland-Pfalz vom 18. Oktober
2007 – 2 Sa 458/07

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Erwerber übernimmt
auch Freigestellte
Alle zum Zeitpunkt eines Betriebs-
übergangs bestehenden Arbeits-
verhältnisse gehen nach § 613 a
BGB auf den Betriebserwerber
über. Dazu gehören sowohl Ar-
beitsverhältnisse, in denen aktuell
Arbeit geleistet wird, als auch sol-
che, für die eine unwiderrufliche
Freistellung besteht. Zudem müs-
sen alle Beschäftigten dem jeweils
übergegangenen Betriebsteil zu-
geordnet werden. Für Beschäftig-
te, die Altersteilzeit im Blockmo-
dell vereinbart haben, gilt sowohl
für die Arbeits- als auch für die Frei-
stellungsphase: Der Betriebser-
werber ist der neue Arbeitgeber.
BAG vom 31. Januar 2008 – 8 AZR 27/07

P r o b e z e i t

Bis zu sechs Monate
sind zulässig
Während der Probezeit gilt eine
Kündigungsfrist von zwei Wochen.
Dabei darf die Probezeit sechs Mo-
nate nicht überschreiten. Haben
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ei-
ne sechsmonatige Probezeit ver-
einbart, gilt die kürzere Kündi-
gungsfrist unabhängig davon, ob
die Probezeit angemessen war.
BAG vom 24. Januar 2008 – 6 AZR 519/07

F a h r t k o s t e n

Weg zur Bildungsstätte
voll absetzbar
Fahrtkosten zu einer Weiterbil-
dungsveranstaltung können bei
der Steuererklärung in voller Höhe
geltend gemacht werden. Sie kön-
nen nicht mit einer Entfernungs-
pauschale abgegolten werden. Das
entschied der Bundesfinanzhof
(BFH) im Fall eines technischen An-
gestellten, der neben seiner Arbeit
eine Weiterbildung besuchte. Der
Mann fuhr dafür dienstags und
freitags nach Feierabend sowie
samstags zu einer Bildungsstätte.
Das Finanzamt wollte jedoch nicht
die vollen Fahrtkosten anrechnen,
sondern lediglich eine Entfer-
nungspauschale. Zu Unrecht, ent-
schied der BFH.
BFH vom 10. April 2008 – VI R 66/05

W e i t e r b i l d u n g

Betriebsratsseminar
braucht keinen Anlass
Betriebsratsmitglieder können je-
derzeit an einem viertägigen Be-
triebsratsseminar zum »Allgemei-
nen Gleichstellungsgesetz« teil-
nehmen. Es muss dafür nicht im
Betrieb zu Diskriminierungen oder
Ungleichbehandlungen gekom-
men sein.
Hessisches LAG vom 25. Oktober 2007 –
9 TaBV 84/07

W a h l v e r s a m m l u n g

Einladung per Aushang
reicht nicht aus
Gewerkschaften können in Verlei-
herbetrieben ohne Betriebsrat zu
einer Betriebsversammlung zur
Wahl eines Wahlvorstandes einla-
den. Der Arbeitgeber muss die Ein-
ladung zur Betriebsversammlung
allen wahlberechtigten Arbeitneh-
mern zukommen lassen und die
Kosten dafür übernehmen. Be-
schäftigten, die regelmäßig bei
Fremdfirmen im Einsatz sind, muss
der Arbeitgeber die Einladung zu-
senden. Ein Aushang am schwar-
zen Brett reicht nicht aus.
Arbeitsgericht Koblenz vom 23. August
2007 – 9 BV 12/07

T a r i f w i d r i g k e i t

Gewerkschaft kann
Unterlassung verlangen
Eine Gewerkschaft kann von einem
Arbeitgeber verlangen, betriebli-
che Regelungen nicht anzuwen-
den, die gegen einen Tarifvertrag
verstoßen. Der Anspruch auf Unter-
lassung besteht auch dann, wenn
eine mit dem Betriebsrat abge-
schlossene Vereinbarung solche
tarifwidrigen Regelungen enthält,
und diese für Arbeitnehmer nicht
unmittelbar gelten, sondern in ei-
nem zweiten Schritt mit den Be-
schäftigten arbeitsvertraglich ver-
einbart werden sollen.

Gilt die Regelung unabhängig
von der Tarifbindung für die ge-
samte Belegschaft, besteht der
Unterlassungsanspruch der Ge-
werkschaft sowohl für die tarifge-
bundenen als auch für die Arbeit-
nehmer, die nur durch arbeitsver-
tragliche Bezugnahme dem Tarif-
vertrag unterliegen (Tarifaußen-
seiter). Der Unterlassungsan-
spruch muss grundsätzlich im ar-
beitsgerichtlichen Beschlussver-
fahren geltend gemacht werden.
LAG Baden-Württemberg vom 7. Dezem-
ber 2007 – 20 TaBV 7/06

M i t b e s t i m m u n g

Ethik-Richtlinien sind
zustimmungspflichtig
Wenn Arbeitgeber das Verhalten
ihrer Beschäftigten durch soge-
nannte Ethik-Richtlinien regeln
wollen, haben Betriebsräte ein
Wörtchen mitzureden. Auch aus-
ländische Vorschriften, die die Ein-
führung von Ethik-Richtlinien in
börsennotierten Unternehmen vor-
sehen, schließen die Mitbestim-
mungsrechte nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz nicht aus.

Besteht lediglich ein Mitbestim-
mungsrecht bei einzelnen Rege-
lungen, leitet sich daraus nicht
notwendig ein Mitbestimmungs-
recht am Gesamtwerk ab. Auch bei
Regelungen, die lediglich die ge-
schuldete Arbeitsleistung konkre-
tisieren sollen, besteht kein Mit-
bestimmungsrecht des Betriebs-
rats.
BAG vom 22. Juli 2008 – 1 ABR 40/07

3Betriebsübergang:
Werden Betriebe oder
Unternehmensteile
verkauft, ist das für
die Beschäftigten oft
mit weitreichenden
Folgen verbunden.
Welche Rechte der Be-
triebsrat in solchen
Fällen hat, stellt der
Kommentar von Mich-
ael Bachner und Peter
Gebhardt dar.
3Michael Bachner
und Peter Gebhardt:
»Betriebsübergang.
Basiskommentar zu
§ 613a BGB und die
Folgen für die Mitbe-
stimmung.« Bund-
Verlag, 2008.
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T e r m i n e

19. bis 20. September
Um den Einfluss von
Lobbyisten auf Politik
und Medien geht es bei
der Fachkonferenz des
Netzwerks Recherche in
Berlin. »In der Lobby
brennt noch Licht. Lob-
byismus als Schatten-
management in Politik
und Medien«, heißt die
Veranstaltung, die vom
19. bis 20. September
stattfindet. Informatio-
nen und Anmeldungen
bei: Tobias Quednau,
t.quednau@gmx.de,
Mobil: 0176–29 25 7981
Fax: 0611–49 51 52

25. bis 26. September
Die Hans-Böckler-Stif-
tung lädt vom 25. bis 26.
September zur Tagung
»Gute Arbeit aus der
Gleichstellungs- und
Geschlechterperspekti-
ve« nach Berlin ein. In-
fos und Anmeldungen
bei: Christiane Borsch,
Telefon: 0211–77 78 123
Fax: 0211–77 78 4123
E-Mail: Christiane-
Borsch@boeckler.de

»Wir sind gut und können gute Löhne zahlen.«
Martin Kannegiesser, Präsident von Gesamtmetall.

»Einige Affären der vergangenen Jahrzehnte lassen zumindest den
Schluss zu, dass Gewerkschaftsleute möglicherweise immer noch
eine höhere moralische Fallhöhe als andere Gruppen besitzen.«
Hans Leyendecker, Süddeutsche Zeitung, zur Flugaffäre des Verdi-Vorsitzenden
Frank Bsirske.

M a t e r i a l

3Pflege: Die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf ist für viele Be-
schäftigte ein Problem. Welche
Möglichkeiten Betriebsräte hier-
bei haben, hat der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) zusam-
mengefasst. Die »Handreichung
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf« kann im Internet herunterge-
laden werden.
3www.extranet.igmetall.de
RThemen RPflegeversicherung

3Arbeitsmarkt: Mit den Arbeits-
marktreformen befasst sich der
Projektbericht »Arbeitsmarktpoli-
tik: Nachsteuern oder neu orien-
tieren? Anstöße zu einer überfälli-
gen Debatte« von Hans-Böckler-
und Otto-Brenner-Stiftung.
3www.extranet.igmetall.de
RThemen RArbeit und Betrieb
RArbeitsmarkt

S t e l l e n a n g e b o t e

Die Verwaltungsstelle Ulm sucht
für eine unbefristete Vollzeitstelle
zum 1. Januar 2009 eine/n

politische/n Sekretär/in
Aufgaben: Der/die Kollege/in be-
rät unter anderem Mitglieder in Ar-
beits- und Sozialrechtsfragen und
arbeitet mit Betriebsräten sowie
gewerkschaftlichen Vertrauens-
leuten zusammen.
Anforderungen: Bewerber/innen
sollten über eine abgeschlossene
Berufsausbildung, Erfahrung in
der betrieblichen Interessenver-
tretung und über Fachwissen, das
sie an der Akademie der Arbeit, als
Trainee oder in ähnlichen Berei-
chen erworben haben, verfügen.
Weitere Fragen beantwortet die
Verwaltungsstelle Ulm. (Telefon:
0731–966 06 25)
Bewerbungen bis zum 20. Sep-
tember an: IG Metall Ulm, Rein-
hold Riebl, Erster Bevollmächtig-
ter, Weinhof 23, 89073 Ulm.
reinhold.riebl@igmetall.de

Die Verwaltungsstelle Trier sucht
für eine unbefristete Vollzeitstelle
zum 1. November 2008 eine/n

politische/n Sekretär/in
Aufgaben: Der/die Kollegin be-
treut unter anderem die Jugend-
und Auszubildendenvertretung
sowie den Vertrauensleuteaus-
schuss und berät zu Arbeits-, Sozi-
al- und Tarifrecht.
Anforderungen: Bewerber/innen
sollten unter anderem über eine
abgeschlossene Berufsausbildung
und Erfahrung in der betrieblichen
Interessenvertretung verfügen.
Weitere Fragen beantwortet die
Verwaltungsstelle Trier. (Telefon:
0651–99 198 13)
Bewerbungen bis zum 30. Sep-
tember an: IG Metall Trier, Roland
Wölfl, Erster Bevollmächtigter,
Herzogenbuscher Str. 52, 54292
Trier

S e m i n a r

Das Seminar »Kommunikation im
EBR verbessern: Besonderheiten
bei der Planung, Vorbereitung und
Leitung von mehrsprachigen Sit-
zungen« informiert Europäische
Betriebsräte unter anderem über
rechtliche Grundlagen der Sit-
zungsvorbereitung. Das Seminar
(HS 84215) findet vom 15. bis 17.
Oktober statt. Anmelden über die
zuständige Verwaltungsstelle. In-
fos unter: 3ebr@igmetall.de
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